
Art. 11 - Artikel 6 des Königlichen Erlasses vom 22. Dezember 2003 über die Zahlung und die Hinterlegung eines
Geldbetrags bei der Feststellung der Verstöße gegen das Gesetz über die Straßenverkehrspolizei und seine
Ausführungserlasse wird wie folgt ergänzt:

«Muss eine Hinterlegung gleichzeitig auf der Grundlage des vorliegenden Erlasses und des Königlichen Erlasses
vom 1. September 2006 über die Zahlung und die Hinterlegung eines Geldbetrags bei der Feststellung bestimmter
Verstöße in Sachen technische Anforderungen, denen jedes Fahrzeug für den Transport auf dem Landweg, seine
Bestandteile und sein Sicherheitszubehör entsprechen müssen, oder des Königlichen Erlasses vom 19. Juli 2000 über die
Zahlung und die Hinterlegung eines Geldbetrags bei der Feststellung bestimmter Übertretungen bei der Personen- und
Güterbeförderung im Straßenverkehr oder des Königlichen Erlasses vom 24. März 1997 über die Zahlung und die
Hinterlegung eines Geldbetrags bei der Feststellung bestimmter Übertretungen bei der Beförderung von gefährlichen
Gütern im Straßenverkehr, mit Ausnahme von explosionsfähigen und radioaktiven Stoffen, erfolgen, darf dieser
Pauschalbetrag von 110 EUR nur einmal gefordert werden.»

Art. 12 - Anlage 2 zum Königlichen Erlass vom 19. Juli 2000 über die Zahlung und die Hinterlegung eines
Geldbetrags bei der Feststellung bestimmter Übertretungen bei der Personen- und Güterbeförderung im Straßen-
verkehr wird durch Anlage 1 zu vorliegendem Erlass ersetzt.

Die Formulare, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des vorliegenden Erlasses noch in Umlauf sind und der
Anlage 2 zum Königlichen Erlass vom 19. Juli 2000 über die Zahlung und die Hinterlegung eines Geldbetrags bei der
Feststellung bestimmter Übertretungen bei der Personen- und Güterbeförderung im Straßenverkehr entsprechen,
dürfen nach dem Datum des Inkrafttretens des vorliegenden Erlasses weiterhin verwendet werden unter der
Bedingung, dass die Wörter «technische Anforderungen Nutzfahrzeuge» vermerkt werden.

Art. 13 - Vorliegender Erlass tritt am 8. September 2006 in Kraft.

Art. 14 - Unser Minister der Justiz, Unser Minister der Finanzen und Unser Minister der Mobilität sind, jeder für
seinen Bereich, mit der Ausführung des vorliegenden Erlasses beauftragt.

Gegeben zu Brüssel, den 1. September 2006

ALBERT

Von Königs wegen:

Die Ministerin der Justiz
Frau L. ONKELINX

Der Minister der Finanzen
D. REYNDERS

Der Minister der Mobilität
R. LANDUYT

[Anlage 1: siehe Belgisches Staatsblatt vom 29. November 2006, S. 66238-66240]

*

FEDERALE OVERHEIDSDIENST BINNENLANDSE ZAKEN

[C − 2007/00954]N. 2007 — 4766
7 APRIL 2007. — Koninklijk besluit tot wijziging van het koninklijk

besluit van 30 september 2005 tot aanwijzing van de overtredin-
gen per graad van de algemene reglementen genomen ter
uitvoering van de wet betreffende de politie over het wegver-
keer. — Duitse vertaling

De hierna volgende tekst is de Duitse vertaling van het koninklijk
besluit van 7 april 2007 tot wijziging van het koninklijk besluit van
30 september 2005 tot aanwijzing van de overtredingen per graad van
de algemene reglementen genomen ter uitvoering van de wet betref-
fende de politie over het wegverkeer (Belgisch Staatsblad van 7 mei 2007).

Deze vertaling is opgemaakt door de Centrale dienst voor Duitse
vertaling bij de Adjunct-arrondissementscommissaris in Malmedy in
uitvoering van artikel 76 van de wet van 31 december 1983 tot
hervorming der instellingen voor de Duitstalige Gemeenschap, vervan-
gen bij artikel 16 van de wet van 18 juli 1990 en gewijzigd bij artikel 6
van de wet van 21 april 2007.

FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES

[C − 2007/00954]D. 2007 — 4766

7. APRIL 2007 — Königlicher Erlass zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 30. September 2005 zur
Bestimmung der Verstöße nach Graden gegen die in Ausführung des Gesetzes über die Straßenverkehrspolizei
ergangenen allgemeinen Verordnungen — Deutsche Übersetzung

Der folgende Text ist die deutsche Übersetzung des Königlichen Erlasses vom 7. April 2007 zur Abänderung des
Königlichen Erlasses vom 30. September 2005 zur Bestimmung der Verstöße nach Graden gegen die in Ausführung des
Gesetzes über die Straßenverkehrspolizei ergangenen allgemeinen Verordnungen.

Diese Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen beim Beigeordneten
Bezirkskommissar in Malmedy erstellt worden in Ausführung von Artikel 76 des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 über
institutionelle Reformen für die Deutschsprachige Gemeinschaft, ersetzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 18. Juli 1990
und abgeändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. April 2007.

SERVICE PUBLIC FEDERAL INTERIEUR

[C − 2007/00954]F. 2007 — 4766
7 AVRIL 2007. — Arrêté royal modifiant l’arrêté royal du 30 septem-

bre 2005 désignant les infractions par degré aux règlements
généraux pris en exécution de la loi relative à la police de la
circulation routière. — Traduction allemande

Le texte qui suit constitue la traduction en langue allemande de
l’arrêté royal du 7 avril 2007 modifiant l’arrêté royal du 30 septem-
bre 2005 désignant les infractions par degré aux règlements généraux
pris en exécution de la loi relative à la police de la circulation routière
(Moniteur belge du 7 mai 2007).

Cette traduction a été établie par le Service central de traduction
allemande auprès du Commissaire d’arrondissement adjoint à Mal-
medy en exécution de l’article 76 de la loi du 31 décembre 1983 de
réformes institutionnelles pour la Communauté germanophone, rem-
placé par l’article 16 de la loi du 18 juillet 1990 et modifié par l’article 6
de la loi du 21 avril 2007.
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FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST MOBILITÄT UND TRANSPORTWESEN

7. APRIL 2007 — Königlicher Erlass zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 30. September 2005 zur
Bestimmung der Verstöße nach Graden gegen die in Ausführung des Gesetzes über die Straßenverkehrspolizei
ergangenen allgemeinen Verordnungen

ALBERT II., König der Belgier,
Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!

Aufgrund des am 16. März 1968 koordinierten Gesetzes über die Straßenverkehrspolizei, insbesondere der
Artikel 1 Absatz 1 und 29 § 1, abgeändert durch das Gesetz vom 20. Juli 2005;

Aufgrund des Königlichen Erlasses vom 30. September 2005 zur Bestimmung der Verstöße nach Graden gegen die
in Ausführung des Gesetzes über die Straßenverkehrspolizei ergangenen allgemeinen Verordnungen, bestätigt durch
das Gesetz vom 21. Dezember 2006, insbesondere der Artikel 2 und 3;

Aufgrund der Beteiligung der Regionalregierungen an der Ausarbeitung des vorliegenden Erlasses;
Aufgrund der Stellungnahme der Finanzinspektion vom 28. Februar 2007;
Aufgrund des Einverständnisses des Ministers des Haushalts vom 30. März 2007;
Aufgrund des Gutachtens Nr. 42.476/4 des Staatsrates vom 2. April 2007, abgegeben in Anwendung von Artikel 84

§ 1 Absatz 1 Nr. 1 der koordinierten Gesetze über den Staatsrat;
Auf Vorschlag Unseres Ministers der Justiz, Unseres Ministers des Innern und Unseres Ministers der Mobilität und

aufgrund der Stellungnahme Unserer Minister, die im Rat darüber beraten haben,

Haben Wir beschlossen und erlassen Wir:

Artikel 1 - Der Text unter Artikel 2 Nr. 23 und 26 des Königlichen Erlasses vom 30. September 2005 zur
Bestimmung der Verstöße nach Graden gegen die in Ausführung des Gesetzes über die Straßenverkehrspolizei
ergangenen allgemeinen Verordnungen wird wie folgt ersetzt:

«

23. Die Ladung eines Fahrzeugs muss so verstaut sein, dass sie unter normalen Straßenbedingungen:
1. die Sicht des Führers nicht behindert;
2. keine Gefahr für den Führer, die beförderten Personen und die anderen Verkehrsteilnehmer
darstellt;
3. keine Beschädigungen der öffentlichen Straße, ihrer Nebenanlagen, der dort errichteten Bauten und
jeglichen öffentlichen oder privaten Eigentums verursacht;
4. weder über die öffentliche Straße schleift noch auf diese herabfällt;
5. die Stabilität des Fahrzeugs nicht beeinträchtigt;
6. die Lichter, die Rückstrahler und das amtliche Kennzeichen nicht verdeckt.

45.1

26. Zur Befestigung oder zum Schutz der Ladung dienende Zubehörteile müssen in gutem Zustand
sein und richtig benutzt werden.
Jegliche Elemente, die die Ladung umschließen, wie Ketten, Planen, Netze und so weiter müssen die
Ladung straff umspannen.

45.4

».

Art. 2 - Die Liste unter Artikel 3 desselben Erlasses, abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 28. Dezem-
ber 2006, wird wie folgt ergänzt:

«

47. Das Ladungssicherungssystem muss den Kräften standhalten können, die ausgeübt werden, wenn
das Fahrzeug der Gruppe C folgenden Beschleunigungen ausgesetzt wird:
1. Verlangsamung von 0,8 g vorwärts,
2. Verlangsamung von 0,5 g rückwärts,
3. Beschleunigung von 0,5 g in seitlicher Richtung, an beiden Seiten.
Wenn ein Bestandteil des Ladungssicherungssystems einer wie in Absatz 1 beschriebenen Kraft
ausgesetzt wird, darf die darauf ausgeübte Druckkraft die maximale Nennlast dieses Teils nicht
überschreiten.
Die Bestandteile eines Ladungssicherungssystems eines Fahrzeugs der Gruppe C:
1. müssen einwandfrei funktionieren,
2. müssen für den Gebrauch, der davon gemacht wird, geeignet sein,
3. dürfen keine Knoten und keine beschädigten oder abgenutzten Elemente aufweisen, die sich auf
ihre Funktionstüchtigkeit, was die Ladungssicherung betrifft, auswirken könnten,
4. dürfen keine Risse, Schnitte oder Ausfransungen aufweisen,
5. müssen den hierfür geltenden europäischen und/oder internationalen Produktnormen entspre-
chen.
Das Ladungssicherungssystem, das benutzt wird, um eine Ladung in oder auf einem Fahrzeug zu
umschließen, zu befestigen oder zu stauen, muss den Abmessungen, der Form, der Konsistenz und
den Merkmalen der Ladung angepasst sein.
Das Ladungssicherungssystem kann aus einer einfachen oder kombinierten Anbringung von
Ladungssicherungssystemen bestehen.

45bis.4

48. Die Stauvorrichtung oder die integrierte Verriegelungsvorrichtung, die benutzt wird, um die
Ladung an einem Fahrzeug der Gruppe C zu befestigen, muss selber so gesichert werden, dass sie sich
nicht entriegeln oder lösen kann.
Die Stauvorrichtung oder die integrierte Verriegelungsvorrichtung, die benutzt wird, um die Ladung
in oder auf einem Fahrzeug der Gruppe C zu befestigen, muss:
1. für die Zwecke, für die sie gebraucht wird, ausgelegt und angefertigt worden sein und
2. gemäß den Spezifikationen des Herstellers und der geltenden europäischen und/oder internatio-
nalen Normen benutzt und unterhalten werden.

45bis.5

».
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Art. 3 - Vorliegender Erlass tritt am 1. Juni 2007 in Kraft.

Die Bestimmungen von Artikel 2 treten jedoch am 10. September 2009 in Kraft.

Art. 4 - Unser Minister der Justiz, Unser Minister des Innern und Unser Minister, zu dessen Zuständigkeitsbe-
reich der Straßenverkehr gehört, sind, jeder für seinen Bereich, mit der Ausführung des vorliegenden Erlasses
beauftragt.

Gegeben zu Brüssel, den 27. April 2007

ALBERT

Von Königs wegen:

Die Ministerin der Justiz
Frau L. ONKELINX

Der Minister des Innern
P. DEWAEL

Der Minister der Mobilität
R. LANDUYT

*

FEDERALE OVERHEIDSDIENST BINNENLANDSE ZAKEN

[C − 2007/00955]N. 2007 — 4767
27 APRIL 2007. — Koninklijk besluit tot wijziging van het koninklijk

besluit van 24 maart 1997 betreffende de inning en de consignatie
van een som bij het vaststellen van sommige overtredingen inzake
het vervoer over de weg van gevaarlijke goederen, met uitzonde-
ring van ontplofbare en radioactieve stoffen. — Duitse vertaling

De hierna volgende tekst is de Duitse vertaling van het koninklijk
besluit van 27 april 2007 tot wijziging van het koninklijk besluit van
24 maart 1997 betreffende de inning en de consignatie van een som bij
het vaststellen van sommige overtredingen inzake het vervoer over de
weg van gevaarlijke goederen, met uitzondering van ontplofbare en
radioactieve stoffen (Belgisch Staatsblad van 7 mei 2007).

Deze vertaling is opgemaakt door de Centrale dienst voor Duitse
vertaling bij de Adjunct-arrondissementscommissaris in Malmedy in
uitvoering van artikel 76 van de wet van 31 december 1983 tot
hervorming der instellingen voor de Duitstalige Gemeenschap, vervan-
gen bij artikel 16 van de wet van 18 juli 1990 en gewijzigd bij artikel 6
van de wet van 21 april 2007.

FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES

[C − 2007/00955]D. 2007 — 4767
27. APRIL 2007 — Königlicher Erlass zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 24. März 1997 über die Zahlung

und die Hinterlegung eines Geldbetrags bei der Feststellung bestimmter Übertretungen bei der Beförderung
von gefährlichen Gütern im Straßenverkehr, mit Ausnahme von explosionsfähigen und radioaktiven
Stoffen — Deutsche Übersetzung

Der folgende Text ist die deutsche Übersetzung des Königlichen Erlasses vom 27. April 2007 zur Abänderung des
Königlichen Erlasses vom 24. März 1997 über die Zahlung und die Hinterlegung eines Geldbetrags bei der Feststellung
bestimmter Übertretungen bei der Beförderung von gefährlichen Gütern im Straßenverkehr, mit Ausnahme von
explosionsfähigen und radioaktiven Stoffen.

Diese Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen beim Beigeordneten
Bezirkskommissar in Malmedy erstellt worden in Ausführung von Artikel 76 des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 über
institutionelle Reformen für die Deutschsprachige Gemeinschaft, ersetzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 18. Juli 1990
und abgeändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. April 2007.

FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST MOBILITÄT UND TRANSPORTWESEN

27. APRIL 2007 — Königlicher Erlass zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 24. März 1997 über die Zahlung
und die Hinterlegung eines Geldbetrags bei der Feststellung bestimmter Übertretungen bei der Beförderung
von gefährlichen Gütern im Straßenverkehr, mit Ausnahme von explosionsfähigen und radioaktiven Stoffen

BERICHT AN DEN KÖNIG

Sire,

wir haben die Ehre, Eurer Majestät einen Entwurf eines Königlichen Erlasses zur Abänderung des Königlichen
Erlasses vom 24. März 1997 über die Zahlung und die Hinterlegung eines Geldbetrags bei der Feststellung bestimmter
Übertretungen bei der Beförderung von gefährlichen Gütern im Straßenverkehr, mit Ausnahme von explosionsfähigen
und radioaktiven Stoffen, zur Unterschrift vorzulegen.

Mit vorliegendem Entwurf wird ein zweifaches Ziel verfolgt: einerseits eine klare und vollständige Liste der Verstöße
bei der Beförderung von gefährlichen Gütern zu erstellen und andererseits für jeden Verstoß eine Geldbuße
festzulegen, deren Höhe dem Gefahrenniveau des Verstoßes Rechnung trägt.

SERVICE PUBLIC FEDERAL INTERIEUR

[C − 2007/00955]F. 2007 — 4767
27 AVRIL 2007. — Arrêté royal modifiant l’arrêté royal du 24 mars 1997

relatif à la perception et à la consignation d’une somme lors de la
constatation d’infractions en matière de transport par route de
marchandises dangereuses, à l’exception des matières explosibles
et radioactives. — Traduction allemande

Le texte qui suit constitue la traduction en langue allemande de
l’arrêté royal du 27 avril 2007 modifiant l’arrêté royal du 24 mars 1997
relatif à la perception et à la consignation d’une somme lors de la
constatation d’infractions en matière de transport par route de mar-
chandises dangereuses, à l’exception des matières explosibles et
radioactives (Moniteur belge du 7 mai 2007).

Cette traduction a été établie par le Service central de traduction
allemande auprès du Commissaire d’arrondissement adjoint à Mal-
medy en exécution de l’article 76 de la loi du 31 décembre 1983 de
réformes institutionnelles pour la Communauté germanophone, rem-
placé par l’article 16 de la loi du 18 juillet 1990 et modifié par l’article 6
de la loi du 21 avril 2007.
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